
Öffentliche Bekanntmachung 

 
Wasserversorgungssatzung der Stadt Dülmen vom 11.10.2024 

 
 
Aufgrund der  
 

 §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490), in der jeweils gültigen Fassung, 

 

 der §§ 50 ff. des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff., zuletzt geändert durch Art. 7 des Ge-
setzes vom 22.12.2023 (BGBl. I 2023 Nr. 409 vom 28.12.2023, in der jeweils gültigen Fas-
sung, 

 

 der § 38 ff. LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 
1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2021 (GV. 
NRW. S. 1470), in der jeweils gültigen Fassung, 

 

 Verordnung über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (Trinkwasser-
verordnung – TrinkwV vom 20.06.2023 (BGBl. I 2023 Nr. 159 vom 23.06.2023 – in der je-
weils gültigen Fassung, 
 

 Bundes-Verordnung über Einzugsgebiete von Entnahmestellen für die Trinkwassergewin-
nung (Trinkwassereinzugsgebiete-Verordnung-TrinkwEGV) vom 04.12.2023 (BGBl. Nr. 346 
vom 11.12.2023 Nr. 346) – in der jeweils gültigen Fassung,  
 

 Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV) 
vom 20.06.1980 (BGBl. I S. 750, S. 1067), zuletzt geändert durch Art. 8 der Verordnung vom 
11.12.2014 (BGBl. I 2014, S. 2010), in der jeweils gültigen Fassung, 

 
hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dülmen am 10.10.2024 folgende Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
Öffentliche Wasserversorgungseinrichtung 

 

Die Stadt Dülmen hat gemäß § 50 Abs. 1 WHG i. V. m. 38 Abs. 1 Satz 1 LWG NRW die Pflicht, in ihrem Gebiet 
eine dem Gemeinwohl entsprechende Wasserversorgung sicherzustellen. Zur Wahrnehmung dieser öffent-
lichen Wasserversorgungspflicht lässt die Stadt Dülmen die Wasserversorgung durch die Stadtwerke Dül-
men GmbH betreiben.  

 

 
§ 2 

Grundstücksbegriff/Berechtigte und Verpflichtete 

 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegenschaftskataster und im 
Grundbuch und ohne Rücksicht auf die Grundstücksbezeichnung jedes räumlich zusammenhängende und 
einem gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbständige 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20387&vd_back=N490&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20086&vd_back=N1470&sg=0&menu=0
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=20086&vd_back=N1470&sg=0&menu=0


wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder Teile von Grundstücken 
im Sinne des Grundbuchrechts handelt. 

(2) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für Grundstückseigentümer ergeben, gelten 
entsprechend für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berech-
tigte. 

(3) Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet. Sie haften als Gesamtschuld-
ner. 

(4) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der öffentli-
chen Wasserversorgungseinrichtung ergeben, für jeden, der berechtigt oder verpflichtet ist, auf 
den angeschlossenen Grundstücken Trinkwasser aus der öffentlichen Trinkwasserversorgungsein-
richtung zu benutzen (insbesondere Pächter, Mieter etc.). 
 
 

§ 3 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 

(1) Jeder Eigentümer eines im Stadtgebiet liegenden Grundstücks ist berechtigt, den Anschluss seines 
Grundstücks an die Wasserversorgungsanlage und die Belieferung mit Trinkwasser nach Maßgabe der 
Satzung zu verlangen. 

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine Versor-
gungsleitung erschlossen werden. Die Grundstückseigentümer können nicht verlangen, dass eine neue 
Versorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. 

(3) Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung kann versagt werden, wenn 
die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen, wirtschaftlichen, 
gesundheitlichen oder betrieblichen Gründen der Stadt erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder beson-
dere Maßnahmen erfordert.  

(4) Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fällen der Absätze 2 und 3, sofern der Grund-
stückseigentümer sich verpflichtet, die mit dem Bau und Betrieb zusammenhängenden Mehrkosten zu 
übernehmen und auf Verlangen Sicherheit zu leisten. 

(5) Die Stadt kann ferner das Anschluss- und Benutzungsrecht in begründeten Einzelfällen ausschließen 
oder einschränken, soweit nicht die Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualität erforderlich ist. Die-
ses gilt auch für die Vorhaltung von Löschwasser über das öffentliche Wasserversorgungsnetz gemäß § 38 
Abs. 1 Satz 1 LWG NRW, insbesondere, wenn durch die Bereitstellung von Löschwasser die Wasserqualität 
im öffentlichen Wasserversorgungsnetz beeinträchtigt werden kann. 

(6) Das Benutzungsrecht im Rahmen der in dieser Satzung geregelten Benutzungsbedingungen steht ne-
ben dem Grundstückseigentümer auch den anderen Anschlussberechtigten (§ 2 Abs. 2) sowie den Benut-
zern der Grundstücke (§ 2 Abs. 4) zu. 

 

 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1) Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, die Grundstücke auf denen regelmäßig oder auch nur 
vorübergehend Wasser verbraucht wird, an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen 
(Anschlusszwang), wenn die Grundstücke an eine öffentliche Straße (Weg, Platz) mit einer betriebsfertigen 
Versorgungsleitung angrenzen oder einen unmittelbaren Zugang zu einer solchen Straße durch einen Privat-
weg besteht. Befinden sich auf einem Grundstück mehrere Gebäude zum dauernden Aufenthalt von Men-
schen, so ist jedes Gebäude anzuschließen. 

 



(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgung angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf 
an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 3) ausschließlich aus dieser öffentlichen Wasserversor-
gungseinrichtung zu decken (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und andere 
Anschlussberechtigte (§ 2 Abs. 2) sowie alle Benutzer der Grundstücke (§ 2 Abs. 4). Sie haben auf Verlangen 
der Stadt die dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 

 

 

§ 5 

Befreiung vom Anschlusszwang 

 

Von der Verpflichtung zum Anschluss eines Grundstücks an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung 
wird auf Antrag befreit, wenn der Anschluss aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet werden kann. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe 
der Gründe schriftlich bei der Stadt einzureichen.  

 

 

§ 6 

Eigengewinnungsanlagen / Befreiung vom Benutzungszwang 

(zu § 3 AVBWasserV) 

 

(1) Auf Antrag des Grundstückseigentümers wird die Pflicht zur Benutzung der öffentlichen Wasserversor-
gungseinrichtung auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf beschränkt, wenn ihm die Be-
nutzung aus besonderen Gründen nicht zugemutet werden kann, die Befreiung für die öffentliche Wasser-
versorgungseinrichtung wirtschaftlich zumutbar ist sowie nicht andere Rechtsvorschriften oder Gründe der 
Volksgesundheit entgegenstehen. Gründe der Volksgesundheit stehen einer Befreiung von der Benutzungs-
pflicht insbesondere entgegen, wenn für den jeweiligen Verbrauchszweck Trinkwasser oder Wasser mit der 
Beschaffenheit von Trinkwasser erforderlich ist und die Versorgung mit solchem Wasser nur durch die Be-
nutzung der öffentlichen Wasserversorgung gewährleistet wird. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe 
der Gründe schriftlich bei der Stadt einzureichen.  

(2) Soll gesammeltes Niederschlagswasser (z. B. aus einer Regenwassernutzungsanlage) zur Toilettenspü-
lung oder zum Wäsche waschen verwendet werden, so hat der Grundstückseigentümer einen schriftlichen 
Befreiungsantrag nach § 7 Abs. 1 bei der Stadt zu stellen.  Er hat insbesondere durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen und gegenüber der Stadt nachzuweisen, dass von seiner Regenwassernutzungsanlage keine 
Rückwirkungen in das öffentliche Versorgungsnetz möglich sind, die zu einer Beeinträchtigung der öffentli-
chen Versorgungssicherheit, insbesondere die einwandfreie Beschaffenheit des Trinkwassers, führen. 

(3) Soweit der Grundstückseigentümer Wasser aus Eigengewinnungsanlagen (z. B. privaten Brunnen) nur 
für Bewässerungszwecke verwenden möchte, ist diese Verwendung der Stadt schriftlich anzuzeigen und 
durch einen Fachbetrieb nachweisen, dass von der Eigengewinnungsanlage keine Gefährdung z. B. für 
die öffentliche Trinkwasserversorgung ausgeht. Dieser Nachweis ist alle zwei Jahre erneut vorzulegen. Es 
ist z. B. durch einen Lageplan darzustellen, dass eine anderweitige Verwendung zum häuslichen Gebrauch 
(z. B. Toilette spülen, Wäsche waschen) nicht erfolgt. Hierdurch wird dokumentiert, dass keine Befreiung 
nach § 7 Abs. 1 dieser Satzung erforderlich ist. 

(4) Eigengewinnungsunterlagen zur Trinkwasserversorgung sind grundsätzlich beim Kreis Coesfeld als Un-
tere Gesundheitsbehörde zu beantragen. Die Stadt Dülmen ist durch den Betreiber über die Eigengewin-
nungsanlage nach Genehmigung durch den Kreis Coesfeld zu informieren.   



(5) Sofern das Wasser aus der Eigengewinnungsanlage zumindest teilweise dem öffentlichen Abwas-
sernetz zugeführt wird, sind für die Inanspruchnahme der Abwasseranlage Schmutzwassergebühren 
zu entrichten. Die aus der Eigengewinnungsanlage entnommenen Wassermengen sind hierfür durch 
eine geeignete Messvorrichtung zu erfassen. Die Satzung über die Erhebung von Abwassergebühren 
und Abwasserabgaben (Abwassergebührensatzung) der Stadt Dülmen in der jeweils gültigen Fassung 
findet hier Anwendung.  

 

 

§ 7 

Benutzungsverhältnis 

 

Im Übrigen richtet sich der Anschluss an das Versorgungsnetz und das Benutzungsverhältnis zwischen 
dem vg. Wasserversorgungsunternehmen und den Grundstückseigentümern/Erbbauberechtigten sowie 
sonstigen Berechtigten nach den Benutzungsregelungen des Wasserversorgungsunternehmens und dem 
Versorgungsvertrag. Jedem Versorgungsvertrag liegen die AVBWasserV in der jeweils gültigen Fassung 
zugrunde. 

 

 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 

 

1.    gegen den Anschluss- und Benutzungszwang (§ 3) zuwiderhandelt oder 

2.    eine Melde-, Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlagepflicht nach dieser Satzung (§      
   6 Abs. 3, 4 und 5) verletzt  

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1.000 € belegt werden. 
 

 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.11.2024 in Kraft.  

 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 

 

Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Sat-

zung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 

werden kann, es sei denn, 

 



a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 

 

    b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

  

c)   der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

 

Dülmen, den 11.10.2024  

 

Stadt Dülmen 

Der Bürgermeister 

 

 

 

Hövekamp 

 

 


